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 Prozessbeschrieb Meldeverfahren Kanton Zürich  

Verfahrensvereinfachung mittels Meldeverfahren  
Die per 1. Januar 2023 in Kraft getretenen BVV-Anpassungen für Solaranlagen, Wärmepumpen und 
E-Ladestationen ermöglichen Gemeinden und Kanton wesentliche Vereinfachungen im Verfahren. 
Für die meisten Anwendungsfälle ist das Meldeverfahren ausreichend. Falls kantonale Bewilligungs-
tatbestände berührt sind, sollen auch im Meldeverfahren einzelne kantonale Fachstellen (FS) über 
das Bauvorhaben in Kenntnis gesetzt werden. Das vorliegende Dokument informiert, welches Ver-
fahren wann angewandt wird und wie das Meldeverfahren zwischen Gemeinden und Kanton abläuft. 

§ 2 a. BVV, gültig ab 1. Januar 2023: 

 

 

https://www.zh.ch/de/politik-staat/gesetze-beschluesse/gesetzessammlung/zhlex-ls/erlass-700_6-1997_12_03-1998_01_01-119.html
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Wahl des Verfahrens  

Für die gemäss § 2 a. BVV grundsätzlich meldepflichtigen Tatbeständen regelt die nachfolgende Ta-
belle, welches Verfahren aufgrund der Verhältnisse am Standort anzuwenden ist. Dies ist abhängig 
von verschiedenen Schutzanordnungen, -inventaren, verschiedenen Abstandslinien und verschiede-
nen Nutzungszonen. Bei der Tabelle sind alle Zeilen zu überprüfen, da mehrere Zeilen relevant sein 
können. Das «aufwändigste» Verfahren ist dann das relevante Verfahren. Zur Überprüfung dieser 
Tabelle eignen sich am besten die relevanten Karten des GIS-Browsers. Abweichend vom Melde-
verfahren kann das örtliche Bauamt in begründeten Fällen ein Bewilligungsverfahren anordnen, um 
öffentliche Interessen zu wahren oder Rechte Dritter zu schützen (§ 2 d. Abs. 4 BVV). Auch die Ge-
suchstellenden können die Durchführung eines ordentlichen Verfahrens verlangen (§ 2 d. Abs. 6 
BVV). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://web.maps.zh.ch/
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Bewilligungsverfahren (B) Zuständigkeit Gemeinde und Kanton  B 
Bewilligungsverfahren (b) Zuständigkeit Gemeinde  b 
Meldeverfahren (M) Zuständigkeit Gemeinde und Kanton M 
Meldeverfahren (m) Zuständigkeit Gemeinde m 
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überkommunales Ortsbildinventar B B B m B m2 m m 
überkommunales Denkmal-
schutzinventar, überkommunale 
denkmalpflegerische Schutzan-
ordnung 

B B B m B m2 m m 

überkommunale Naturschutzob-
jekte und schützenswerte Ge-
biete 

M   m M m2 m m 

kantonale Landschaftsschutzver-
ordnung  

M M M m M m2 m m 

kantonales Inventar der Land-
schaftsschutzobjekte  

m M M m M m2 m m 

kommunales Denkmalschutzin-
ventar, kommunale denkmalpfle-
gerische Schutzanordnung 

b b b m b m2 m m 

         

Gewässerraum, Uferstreifen  m M M m M B m m 
Strassenabstand m M M m M B m m 
Waldabstand m M M m M B m m 
         

Freihaltezonen m B  m M m2,3 m M 
Erholungszonen m B  m M m2,3 m M 
Reservezonen m B  m M m2,3 m M 
Landwirtschaftszonen m B  m M m2,3 m M 
Kernzonen b b  m b m2 m m 
Quartiererhaltungszonen m m  m m m2 m m 
Zentrumszonen m m  m m m2 m m 
Wohnzonen m m  m m m2 m m 
Industrie- und Gewerbezonen m m m m m m2 m m 
Zonen für öffentliche Bauten m m  m m m2 m m 

 
1: Für Photovoltaikanlagen an Fassaden gibt es noch kein Stand-der-Technik-Papier zum Thema Brandschutz. Bis es 
soweit ist (voraussichtlich Ende 2024), gilt das Übergangsdokument «Brandschutz für hinterlüftete Photovoltaikanla-
gen an Fassaden» von Swissolar. Der Leitfaden zeigt auf, an welchen Fassaden, unter welchen Bedingungen und 
mit welchem entsprechenden Nachweisverfahren für den Brandschutz, Photovoltaikanlagen geplant und, wenn bewil-
ligt, umgesetzt werden können. 
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2: Jede Erdwärmesonden Wärmepumpe braucht eine gewässerschutzrechtliche Bewilligung des AWEL/Abteilung Ge-
wässerschutz und muss deshalb beim AWEL (über die Leitstelle) zur Bewilligung eingereicht werden. Nur in Ausnah-
mefällen braucht es neben der gewässerschutzrechtlichen Bewilligung auch noch andere kantonale Prüfungen bzw. 
Bewilligungen. Die kantonale Bewilligung wird der Gemeinde entweder durch das AWEL oder durch die Leitstelle zur 
Eröffnung zugesandt. 
3: Wenn das Gebäude in der Bauzone steht, die Erdsonden jedoch ausserhalb der Bauzone realisiert werden sollen, 
ist ein Bewilligungsverfahren erforderlich, da es sich um ein Überstellen der Bauzonengrenze handelt. Wenn inner-
halb der Bauzone eine Möglichkeit für die Erstellung von Erdwärmesonden besteht, müssen diese innerhalb der 
Bauzone erstellt werden. 
 
Ablauf Meldeverfahren zwischen örtlichem Bauamt und Kanton 

Meldeverfahren (M) Zuständigkeit Gemeinde und Kanton M 

Folgende kantonale Fachstellen (FS) können beim Meldeverfahren mit Zuständigkeit Kanton betrof-
fen sein:  

• Im Gewässerraum, im Uferstreifen  AWEL/Abteilung Wasserbau  
• Landschaftsschutz, ausserhalb der Bauzonen  ARE/Fachstelle Landschaft 
• Naturschutz  ALN/Fachstelle Naturschutz  
• Waldabstand  ALN/Abteilung Wald 
• Strassenbelange (Abstände, Grundstück)  TBA/Strasseninspektorat 

Das Meldeverfahren zwischen örtlichem Bauamt und dem Kanton läuft wie folgt ab: 

Wer? Was? 
Örtliches Bau-
amt 
(Dauer max. 5 
Arbeitstage) 

• Vorprüfung durch örtliches Bauamt (grundsätzliche Machbarkeit am vorgese-
henen Ort prüfen, Verfahren festlegen). 

• Örtliches Bauamt bestätigt Eingang des Gesuchs, legt Meldeverfahren fest 
und meldet dem Gesuchsteller, wann die Behandlungsfirst endet (in der Re-
gel 30 Tage seit Eingang der Gesuchsunterlagen). 

• Örtliches Bauamt entscheidet, ob Beurteilung durch Kanton erforderlich ist 
und sendet die digitalen Unterlagen an die Leitstelle (LS).  

Leitstelle (LS) 
(Dauer max. 2 
Arbeitstage)  
 

• LS entscheidet, ob und durch welche kantonalen Fachstellen (FS) eine Beur-
teilung im Meldeverfahren erforderlich ist. Sie erfasst das Vorhaben in der 
«GEKO Bewilligungen KS Melde». 

• LS versendet eine Eingangsbestätigung an das örtliche Bauamt und lädt die 
betroffenen kantonalen FS zur Stellungnahme ein. 

Fachstelle 
(FS) (Dauer 
max. 6 Ar-
beitstage) 

• FS entscheidet und gibt eine der folgenden Rückmeldungen:  
- an LS: «keine Beurteilung erforderlich» 
- an örtliches Bauamt: «Bewilligungsverfahren erforderlich, weil … (inkl. 
  kurze Begründung der FS, welche dies beantragt)» (analog einer 
  Aktenergänzung) 

LS (Dauer 
max. 2 Ar-
beitstage) 

• Falls kein Bewilligungsverfahren erforderlich ist, gibt LS eine Rückmeldung 
an das örtliche Bauamt: 
- «keine Beurteilung erforderlich» 

Örtliches Bau-
amt (Dauer 
max. 5 Ar-
beitstage) 

• Falls «Bewilligungsverfahren» erforderlich ist, informiert das örtliche Bauamt 
den Gesuchsteller, ob ein Anzeigeverfahren oder ein ordentliches Verfahren 
erforderlich ist und ob weitere Unterlagen einzureichen sind. 

• Das örtliche Bauamt informiert die LS über das gewählte Bewilligungsverfah-
ren und die weiteren Schritte im Verfahren.  
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